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Quo Vadis, DIE LINKE? 

Wie links muss die LINKE sein, um wirksam zu kämpfen? 

Erklärung von Hamburger Genossinnen und Genossen im Vorfeld unseres Landes- und 

unseres Bundesparteitages 

1. 

Wir erleben gegenwärtig, wie das kapitalistische System an seine inneren Grenzen stößt. 

Dieses System ist nicht dazu in der Lage, für die Mehrheit der Menschen auch nur grundle-

gende Lebensbedingungen zu gewährleisten. Soziale Absicherung, Wohnen, Gesundheits-

versorgung, Bildung, Ernährung, sind auch für viele Menschen in den entwickelten Industrie-

ländern nicht mehr garantiert. Aber auch die Grundlagen des Lebens – Umwelt und Klima – 

werden zerstört. Das kapitalistische System ist nicht nur selbst in der Krise, es führt zu einer 

elementaren Bedrohung für das Überleben von Millionen von Menschen. 

2. 

Dazu gehört die schwere Wirtschaftskrise, die lange vor Corona ihren Ausgangspunkt nahm. 

Erneut werden zahlreiche Menschen in Existenznöte und in die Erwerbslosigkeit gedrängt. 

Die Corona-Pandemie verschärft diese Wirtschaftskrise, ist aber nicht ihre Ursache. Die von 

den Bundes- und Landesregierungen veranlassten Konjunktur- und Infrastrukturprogramme 

sind zwar riesig, aber vollkommen einseitig auf eine Subventionierung und Unterstützung 

des großen Kapitals gerichtet. Dazu kommt eine strukturelle Krise der Kapitalverwertung, auf 

die die Herrschenden seit vielen Jahren mit neoliberaler Politik reagieren. Die enorme Kon-

zentration des Reichtums in den Händen weniger führt zu einem Verlust von profitablen 

Verwertungsmöglichkeiten. Deshalb privatisieren sie öffentliches Eigentum, um auch dieses 

der Logik des Profits zu unterwerfen.  

3. 

Mit dem von der NATO ausgegebenen Ziel, die Rüstungsausgaben auf 2 Prozent des Brutto-

inlandsprodukts zu erhöhen und damit auf 80 Milliarden Euro pro Jahr zu steigern, unter-

stützt die deutsche Regierung die Vormachtstellung und die Absicherung der Märkte und 

Ressourcen für das Kapital. In der Friedensfrage darf es für uns kein Wanken geben! Nicht 

nur, dass diese gigantischen Rüstungsausgaben uns allen schaden, die Signale stehen zu-

gleich auf Sturm! Die Gefahr eines bewaffneten Konflikts oder eines großen Krieges ist heute 

so groß wie lange nicht mehr. Die USA und ihre Verbündeten schüren Konflikte mit Russland 

und vor allem mit China, die sie als Konkurrenten für ihre eigene Weltherrschaft sehen. Als 

Linke können wir unter keinen Umständen diesen Konfrontations- und Kriegskurs direkt oder 

indirekt befördern. Wir sagen Nein zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr und zu Waffenex-

porten. Die LINKE kann keine Manöver an den Grenzen Russlands oder in anderen Konflikt-

herden sowie keine Waffenlieferungen über den Hamburger Hafen dulden. Die in unserem 

Parteiprogramm festgehaltene Forderung nach Auflösung der NATO und ihrer Ersetzung 

durch ein kollektives Sicherheitssystem unter Beteiligung Russlands, das Abrüstung als zent-

rales Ziel hat, ist heute so aktuell wie 2011. 
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Als LINKE stehen wir für Frieden. Kompromisslos. 

4. 

Es reicht nicht mehr aus, innerhalb dieses Systems nur über Veränderungen der Verteilung 

des gesellschaftlichen Reichtums nachzudenken, Missstände anzuprangern und zu dieser 

und zu jener Frage parlamentarische Initiativen zu starten. Linke Politik muss heute umso 

mehr verdeutlichen, dass der Kapitalismus selbst das Problem ist. Denn dieses profitgetrie-

bene System kann die sozialen und andere grundlegende Bedürfnisse der Mehrheit der 

Menschen nicht mehr sichern. Es muss überwunden werden. 

5. 

Es gibt bereits Felder der gesellschaftlichen Auseinandersetzung, in denen diese Perspektive 

aufgetan wird. Nicht nur in Berlin, auch in Hamburg taucht die Forderung nach einer Enteig-

nung der großen Immobilienfirmen auf. Die Umweltbewegung fordert „System Change, not 

Climate Change“. Immer mehr Menschen wehren sich gegen die Privatisierung öffentlichen 

Eigentums oder fordern dessen Rekommunalisierung. Doch in vielen Auseinandersetzungen 

spielen die Eigentumsverhältnisse noch eine untergeordnete Rolle. Wir sind Teil großer Be-

wegungen um Menschenrechte, Demokratiefragen, Rechtsentwicklung, gegen Rassismus. 

Diese Bewegungen sind wichtig und müssen unsere Unterstützung haben! Doch die Skanda-

lisierung dieser Erscheinungen muss bei uns mit dem Ziel verbunden sein, diese Unmensch-

lichkeit grundlegend zu überwinden.  

6. 

Die nicht nur zyklische, sondern auch strukturelle Wirtschaftskrise wird zu großen sozialen 

Verwerfungen führen, aber auch zu gewaltigen Klassenkämpfen. Von oben haben diese be-

reits begonnen. Soziale Fragen stehen deshalb – neben unserem Engagement für den Frie-

den – an erster Stelle unseres politischen Handelns. Aber auch hier kommt es darauf an, dass 

wir die Entwicklungen nicht nur kommentieren, mediale Statements abgeben oder uns auf 

parlamentarische Initiativen beschränken. Wir müssen uns vor allem außerparlamentarisch 

einmischen und selbst stärker zum Akteur sozialer und politischer Klassenkämpfe werden. 

Der Offensive des Kapitals müssen wir eine soziale Offensive von unten entgegensetzen. 

Darin muss der Schwerpunkt aller Aktivitäten liegen. In der Partei. In den Fraktionen. Unsere 

Organisationsstrukturen und die Verteilung finanzieller Ressourcen müssen entsprechend 

angepasst werden.  

7. 

Das ist nicht nur eine Frage einzelner Kampagnen, mit denen wir auf Ungerechtigkeiten in 

der Rente, in der Pflege, auf den Mangel an bezahlbaren Wohnraum oder ähnliches hinwei-

sen. Wir müssen darüber hinaus viele Fragen neu beantworten: Wie arbeiten wir in Gewerk-

schaften? Wie unterstützen wir Kolleg*innen bei ihren betrieblichen Kämpfen? Wie arbeiten 

wir, damit sich arbeitende Menschen und sozial Deklassierte bei uns besser einbringen kön-

nen? Wie initiieren wir selbst soziale Proteste? Wie stellen wir die Eigentumsfrage konkret? 
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Wie verbinden wir die Auseinandersetzungen in den Bezirksversammlungen, in der Bürger-

schaft, in unseren Stadtteilgruppen mit unseren grundlegenden politischen Zielen? Und wie 

entwickeln wir die dazu notwendige politische Bildung, die uns überall in der Partei fehlt?  

8. 

Klar: Eine Partei wie DIE LINKE muss auch unter den gegenwärtigen Bedingungen für konkre-

te Verbesserungen streiten. Klar ist uns ebenfalls, dass sich der Kapitalismus nicht auf 

Knopfdruck abschaffen lässt. Für die Rettung lebenswichtiger Ökosysteme und die Vermei-

dung großer Kriege müssen wir im Hier und Jetzt streiten! Doch reale Fortschritte – auch 

innerhalb dieser kapitalistischen Gesellschaft – lassen sich nur erkämpfen, wenn wir diese 

Kämpfe mit unserer Perspektive einer besseren, einer sozialistischen Welt verbinden. Wie 

uns dies besser gelingen kann, das muss Gegenstand ernsthafter strategischer Beratungen 

werden, die wir für die LINKE, aber auch darüber hinaus, anschieben müssen. 

9. 

Wir müssen unsere Forderungen zuspitzen. Wir akzeptieren keine Auslandseinsätze der 

Bundeswehr. Wir fordern Abrüstung statt Aufrüstung. Wir kämpfen für einen sozial-

ökologischen Umbau dieser Gesellschaft. Dafür müssen in einem ersten Schritt die Automo-

bilindustrie und die Energiekonzerne unter öffentliche Kontrolle gestellt werden. Wir wollen 

die Vermögenskonzentration und Einkommensspaltung aufheben. Wir kämpfen für eine 

Rekommunalisierung aller Bereiche der Daseinsvorsorge sowie für Sanktionsfreiheit und 

eine Mindestsicherung, die diesen Namen verdient. Ein Mietendeckel wäre begrüßenswert, 

aber das reicht uns nicht. Wir fordern Miethöchstgrenzen und eine vollständige Regulierung 

des Wohnungsmarktes sowie die Überführung von immer mehr Wohnraum in öffentliches 

Eigentum. Öffentlicher Grund und Boden darf nicht mehr privatisiert werden. Wir kämpfen 

für einen massiven Ausbau des Gesundheitswesens, aus dem die Profitorientierung beseitigt 

wird. Wir kämpfen für massive öffentliche Investitionen im öffentlichen Nahverkehr, in Bil-

dung und Wohnungsbau.  

Um diese und andere Schritte durchzusetzen, müssen die Reichen zur Kasse gebeten wer-

den. Aber höhere Vermögenssteuern reichen dafür nicht. Wir müssen vor allem für eine 

Verbesserung der Kampfbedingungen der Arbeiterklasse streiten: durch erweiterte Streik- 

und Tarifrechte, durch eine Allgemeinverbindlichkeit der Tarifverträge, durch höhere Löhne 

und ein Ankurbeln der Binnennachfrage, durch eine vollständige Regulierung der Arbeits-

märkte. Wir kämpfen für einen Mindestlohn, der diesen Namen verdient. Wir kämpfen für 

massive Arbeitszeitverkürzungen und eine vollständige Regulierung der Arbeitsmärkte. 

Werk- und Leihverträge gehören sofort abgeschafft. 

10. 

Wir sind Antifaschisten. Aber Antifaschismus ist mehr als nur gegen Nazis zu sein. Antifa-

schismus bedeutet, dem Erstarken neofaschistischer und rassistischer Kräfte die gesell-

schaftliche Grundlage zu entziehen. Die etablierten Parteien, die den Konzernen alles über-

lassen, haben die Unzufriedenheit und das Misstrauen erhöht, wie auch Abstiegsängste, so-

ziale Ungleichheit und die Verrohung der Gesellschaft dadurch zugenommen haben. Neoli-
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berale Politik bereitet so den Nährboden, auf dem Rassismus und andere Ideologien der Dis-

kriminierung gedeihen können. Für uns gilt: Keinen Fußbreit den Rassisten und Faschisten! 

Rassismus und Diskriminierung können wir aber nur überwinden, wenn wir ihre gesellschaft-

lichen Ursachen beseitigen. Wenn wir knebelnde Freihandelsverträge, in denen die Gewinne 

privatisiert, die Verluste aber sozialisiert werden, bekämpfen. Wenn wir Ausbeutung, auch 

neokoloniale Ausbeutung, die dazu führt, dass immer mehr Menschen flüchten müssen, 

wenn wir die soziale Spaltung auch hierzulande überwinden. Wenn wir Kriege und Wirt-

schaftskriege verhindern. Wir fordern das Verbot aller neofaschistischen Organisationen. 

Wir fordern die vollständige Wiederherstellung des Asylrechts. Wir fordern gleiche Rechte 

für alle Menschen, die hier leben. Genauso wie wir uns gegen die geschlechtliche Diskrimi-

nierung oder gegen die Ausgrenzung von Menschen mit Behinderungen wehren. Dies kann 

uns aber nur gelingen, wenn wir diese Kämpfe als soziale Kämpfe, als einen Teil unserer ge-

meinsamen Kämpfe gegen das Kapital begreifen. 

11. 

Der Neoliberalismus ist gescheitert. Die politischen und ökonomischen Eliten wollen es nur 

nicht wahrhaben. Wir können seinen Abgang beschleunigen! Gegen den Neoliberalismus 

braucht es eine Phalanx. Es braucht nicht nur eine soziale Idee, ein Parteiprogramm, nicht 

nur den einen oder anderen Antrag im Parlament, sondern eine soziale Offensive gemein-

sam mit allen Menschen guten Willens.  

12. 

Statt auf rot-rot-grün und eine Regierungsbeteiligung im neoliberalen System zu hoffen, soll-

ten wir gesellschaftliche Bündnisse schließen. Halten wir dazu fest: Alle Experimente in den 

letzten 30 Jahren in Europa in bürgerliche Regierungen einzutreten sind am Ende restlos 

gescheitert. Nirgendwo konnte auf diese Weise neoliberale Politik ausgebremst werden. 

Doch darum geht’s ja auch: Entweder Kämpfe auf der Straße und in den Betrieben organisie-

ren und als Opposition, als Widerstandskraft bemerkt werden oder unglaubwürdig das Pro-

gramm verlieren und untergehen.  

Viele Menschen fordern inzwischen mehr öffentliche Verantwortung, mehr bezahlbaren 

Wohnraum, das Schleifen der Schuldenbremse, ein Ende der Privatisierungspolitik, von Bun-

deswehreinsätzen im Ausland sowie der Steigerung des Rüstungsetats. Viele Menschen sind 

gegen die Austrocknung der Sozialsysteme. Sie lehnen es ab, dass Milliarden in die Taschen 

großer Konzerne gehen, die dann Arbeitsplätze abbauen, während sie ihre Aktionäre mit 

saftigen Dividenden versorgen.  

Für diese Ziele gibt es gesellschaftliche Mehrheiten, auch wenn wir sie in den Parlamenten 

noch nicht haben. Diese Mehrheiten müssen über soziale Proteste, Volksinitiativen, De-

monstrationen und Streiks mobilisiert werden. Allein von der Entfaltung solcher Kämpfe 

hängt es ab, ob die gesellschaftliche Entwicklung nach rechts oder nach links gehen wird. Um 

besser einzugreifen, müssen wir uns dafür zu einer lebendigen Mitglieder- und Programm-

partei fortentwickeln. Lasst uns dieses Land verändern! Beginnen wir damit in Hamburg. 

Beginnen wir damit in unserer eigenen Partei! 
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Hamburg, 17.09.2020 

Erstunterzeichnende:  

Nilüfer Aydin (BV Mitte), Alexander Benthin (BV Mitte), Gunhild Berdal (BV Mitte, AG FIP, AG 

Studierendenpolitik, KPF), Hildegard Blum (Mitglied des Sprecherrates der Stadtteilgruppe 

HH-Langenhorn, Mitglied des Bezirksvorstandes HH-Nord, Delegierte zum Landesparteitag), 

Naomi Bruhn (BV Altona), Martin Dolzer (BV Mitte), Kristian Glaser (BV Mitte), Holger Grieb-

ner, Andreas Grünwald (Stadtteilgruppe Wilhelmsburg), Klaus Hagen (BV Altona, Stadtteil-

gruppe Bahrenfeld), Bernd Hartz (Stadtteilgruppe Eppendorf/Hoheluft-Ost), Franziska Hilde-

brandt (BV Mitte, DieLinke.SDS Uni Hamburg), Nicola Hofediener (BV Mitte, Bezirksorganisa-

tion Billstedt, aktive Sozialbegleiterin bei neoliberaler Behördenwillkür), Helli Laab, Heinz-

Dieter Lechte (BV Altona, Bildungsbeauftragter, Redakteur ALiNa, Teamer Marxismus-

Grundlagenkurs), Ulrik Ludwig (KPF-CZ), Florian Muhl (BV Harburg, Vertreter des Jugendver-

bands im Landesvorstand 2018-20), Jürgen Olschok (BV Mitte), Ralf Peters (BV Eimsbüttel), 

Bosse Daniel Reimann (BV Altona), Hartmut Ring (BV Hamburg Nord, für den Hamburger 

Landesverband im Bundesausschuss), Tilman Rosenau (BV Mitte), Maureen Schwalke (Lan-

desparteitagsdelegierte, Ersatzdelegierte Bundesparteitag, Mitglied in mehreren Ausschüs-

sen und Beteiligungsgremien), Lena Schweder (BV Altona), Roland Wiegmann (MdBV Eims-

büttel), Ronald Wilken (BO-Wilhelmsburg/Veddel), Mehmet Yildiz (MdHB) 

 

Weitere Unterstützerinnen und Unterstützer unserer Erklärung, findest Du hier: 

http://quo-vadis-die-linke.de/unterstuetzerinnen-und-unterstuetzer-unserer-erklaerung/  

 

Möchtest auch du diese Erklärung unterstützen? 

 

Bitte sende uns dafür dann entweder eine Mail oder – und noch besser – verwende dafür 

unser Eingabeformular auf unserer Webseite: 

http://quo-vadis-die-linke.de  

 


